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Der öffentliche Nahverkehr und das Corona-Virus 
 
 

1. Aktuelle Situation: Daseinsvorsorge und Existenzängste 

 
Wenn alltägliche und spontane Wege der Bevölkerung beschränkt werden, dann hat dies 
schwerwiegende Auswirkungen auf den öffentlichen Nahverkehr. Auch das Taxigewerbe und 
neue Poolingdienste spüren den angeordneten Mobilitätseinbruch unmittelbar. Die Bus- und 
Bahn-Branche verzeichnet Fahrgastrückgänge zwischen 70 und 90 Prozent. Taxiunterneh-
men haben in den Städten bis zu 65 Prozent weniger Fahrten und viele Poolingdienste haben 
ihre Dienste vorübergehend ganz eingestellt oder stark verändert.  
Um das Fahrpersonal vor einer Ansteckung mit dem Coronavirus zu schützen, können vieler-
orts keine Tickets mehr z.B. beim Busfahrer erworben werden. Fahrkartenautomaten sind in 
ländlichen Regionen aber ohnehin zur Seltenheit geworden und der Fahrscheinkauf per App 
hat sich noch nicht flächendeckend durchgesetzt. Auch die Kontrolle der Fahrausweise wurde 
aus Schutzgründen in weiten Teilen Deutschlands vorübergehend eingestellt. Zusammen ge-
nommen führt dies zu einem Einnahmerückgang aus dem Ticketverkauf von rund 90 Pro-
zent.  
Die Aufrechterhaltung des öffentlichen Nahverkehres ist von entscheidender Bedeutung. Ein 
stabiles, wenn auch ausgedünntes, Bus- und Bahnangebot ermöglicht die Mobilität (Grundver-
sorgung wie Arbeits-/Pendelverkehr) sicherzustellen. Einnahmerückgänge auf der einen Seite 
und das Aufrechterhalten eines stabilen Bus- und Bahnverkehrs stellt die Branche finanziell 
und personell zunehmend vor Probleme. Dieser Zielkonflikt stellt die gesamte Verkehrsbran-
che derzeit vor wachsende Probleme.  
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Die Folgen und Auswirkungen der Corona-Krise und des damit verbundenen Shutdowns wird 
die ÖPNV-Branche wie auch das Taxigewerbe und die neuen Mobilitätsanbieter über mehrere 
Jahre spüren.  
 
Finanzierung vollkommen offen  
 
Neben den Fahrgasteinnahmen, aus denen sich der ÖPNV zum überwiegenden Teil selbst trägt, 
stellen bisher die Länder und Kommunen die Mittel für den Betrieb von Bus und Bahn zur Ver-
fügung. Das Geld dafür stammt aus den Landeshaushalten und den sogenannten Regionalisie-
rungsmitteln, die der Bund stellt. Aber auch diese Mittel sind begrenzt, wenn keine neuen Ein-
nahmen zur Gegenfinanzierung hinzukommen.  
Taxis und neue Poolingdienste sind rein privatwirtschaftlich organisiert und müssen sich aus 
Fahrgasteinnahmen finanzieren. Bereits jetzt deutet sich an, dass mit zunehmender Länge des 
Shutdowns vor allem Taxiunternehmen mit einem oder wenigen Fahrzeugen diesen Kraftakt 
nicht stemmen werden. Welche Auswirkungen die Corona-Krise auf Pilotprojekte und deren 
Experimentierdauer sowie die Finanzierungswilligkeit der Investoren von neuen Poolingdiens-
ten haben wird, lässt sich derzeit kaum abschätzen.  
Hinzu kommen weitere Probleme wie der Wegfall von touristischen Fahrten bei vielen privaten 
Busunternehmen. Insbesondere auf dem Land sind viele Busunternehmen auch als Reise- und 
Ausflugsunternehmen tätig. Unternehmen, die auch als Reiseveranstalter auftreten, sind ge-
setzlich verpflichtet, Kundengelder für stornierte Reisen zu erstatten. Durch diesen zusätzli-
chen Liquiditätsabfluss kommen betroffene Verkehrsunternehmen schnell in eine existenz-
bedrohende Schieflage. Hier gilt es, umfangreiche Insolvenzen zu verhindern, da diese Unter-
nehmen andernfalls als Dienstleister im ÖPNV fehlen.  
 
Konkurrenz um Fachkräfte droht 
 
Der zunehmende Krankenstand beim eigenen Fahrpersonal kann die Aufrechterhaltung des 
Fahrbetriebs mittelfristig zusätzlich belasten. Zudem steigt mit anhaltender Krise und fehlen-
den Aufträgen die Wahrscheinlichkeit, dass gut ausgebildete Fahrerinnen und Fahrer in die Gü-
terlogistikbranche abwandern, denn hier wird derzeit jede helfende Hand benötigt und der ei-
gene Lebensunterhalt muss gesichert werden. Dies birgt die Gefahr, dass den Verkehrsunter-
nehmen unmittelbar nach dem Shutdown, wenn die Kapazitäten im ÖPNV wieder hochgefahren 
werden sollen, Fachkräfte fehlen. 
 
Strukturelle Probleme bei Ersatzteilen und mit Behörden 
 
Neben organisatorischen Schwierigkeiten, wie geschlossenen Führerscheinstellen und Proble-
men bei der Lieferung von Ersatzteilen für Bus und Bahnen ist festzustellen, dass die einzelnen 
Bundesländer sehr unterschiedlich mit der Krise zurechtkommen und auf die Bedürfnisse der 
ÖPNV Unternehmen eingehen.  
Die hier skizzierten Probleme wirken sich nicht nur seit Tag Eins der Corona-Krise auf das Bus- 
und Bahnsystem aus, sondern werfen ihre Schatten voraus auf den Weg aus dem Shutdown und 
die Rückkehr zur Normalität. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass zuallererst ein möglichst 
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einheitlicher Funktionsmodus innerhalb der Krise etabliert wird, um das öffentliche Verkehrs-
system als Ganzes, bestehend aus dem öffentlichen Nahverkehr, dem Taxiangebot und neuen 
Mobilitätsdiensten zu stabilisieren und erhalten. Parallel muss über Voraussetzungen und Be-
dingungen für das Ende des Shutdowns gemeinsam mit den genannten Stakeholdern gespro-
chen werden. Dabei geht es nicht nur um den Zeitpunkt, sondern auch um den Ort. Im Anschluss 
ist ein stufenweiser Weg entlang von Beschäftigungs- und Gefährdungsgruppen aus dem Shut-
down zu realisieren. Oberstes Ziel muss dabei sein, dass die Bevölkerung ohne Angst vor einer 
Ansteckung den ÖPNV, Taxis und Poolingdienste wieder benutzen kann. Eine anschließende 
Analyse der Folgen der gesamten Krise ist unerlässlich, um frühzeitig Schlussfolgerungen für 
die Zukunft des ÖPNV zu ziehen und Veränderungen für ein nachhaltiges öffentliches Verkehrs-
system, inklusive Taxi und neuen Mobilitätsdiensten daraus abzuleiten. Es wäre falsch die 
Corona-Krise einfach „ad acta“ zu legen. Vielmehr muss die Analyse der Krise dazu führen, Vor-
kehrungen für die Zukunft zu treffen, damit die Verkehrswende weiter vorangetrieben wird 
und nicht wieder vermehrt Individualfahrten mit dem eigenen Auto stattfinden. Dieses Papier 
soll präzise und konstruktive Vorschläge machen, um die Situation des öffentlichen Verkehrs 
im Shutdown selbst zu gestalten, den Weg aus dem Shutdown gut vorzubereiten und struktu-
riert zu vollziehen und im Anschluss die richtigen Schlüsse aus dieser unverschuldeten Krise 
für die Nahmobilität der Zukunft daraus zu ziehen.  
 
 

2. Durch die Krise kommen  

 

Jeder Tag ist eine neue Herausforderung – für die Mobilitätswirtschaft im Allgemeinen, für die 
Aufrechterhaltung des notwendigen öffentlichen Verkehrs im Speziellen und auch für jeden 
ganz persönlich und individuell, ob im Homeoffice oder auf der Arbeit. Neben einem ausgepräg-
ten Bedürfnis nach aktueller, präziser und transparenter Information, wollen sich viele Men-
schen und Unternehmen an der Lösung der Corona-Krise beteiligen.  
 
Finanzierung sichern 
 
Um ein Mindestangebot mit Bus und Bahn sicherzustellen, muss die öffentliche Hand auch wei-
terhin die notwendigen Mittel für den Bus- und Bahnverkehr zur Verfügung stellen. Dafür 
braucht es zum einen ein klares kommunikatives Finanzierungssignal durch die Bundes-
länder und die Landkreise an die Verkehrsbranche. Darüber hinaus muss der Bund prüfen wie 
auch Bundesmittel für den Betrieb von Bus und Bahn zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. Gegebenenfalls muss sich Deutschland auf europäischer Ebene im Zuge der Erarbeitung 
von Anti-Corona-Maßnahmen in den kommenden Wochen und Monaten für eine temporäre 
Aussetzung des Beihilfeverbotes für Unternehmen, die der Daseinsvorsorge dienen, einset-
zen. 
Für touristisch tätige Unternehmen muss die Bundesregierung die Rückzahlung von Kunden-
geldern ermöglichen und gleichzeitig die Liquidität der Unternehmen erhalten. Dies könnte 
über einen Reisesicherungsfonds geschehen, der die Auszahlung der Kundengelder übernimmt 
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und an den Reiseveranstalter nach der Krise Beiträge leisten. Außerdem muss die Bundesre-
gierung klarstellen, dass auch im B2B-Bereich fällige Erstattungen nicht durch Gutscheine er-
setzt werden dürfen. 
 
Mindeststandards verbindlich festsetzen 
 
Um sicherzustellen, dass Menschen zuverlässig und in einer akzeptablen Zeit zu und von ihrer 
Arbeit kommen können sowie ihre eigenen Versorgungswege zu erledigen, muss der Bund mit 
den Bundesländern einen einheitlichen Mindeststandard für Fahrpläne und Fahrzeiten für 
Stadt- und Überlandbusse, aber auch für Straßenbahnen und wo notwendig Stadt- und Regio-
nalbahnen festlegen. Dies sollte im Rahmen einer Sondersitzung der Verkehrsministerkonfe-
renz (VMK) geschehen. 
 
Kooperation  
 
In einigen Städten Deutschlands haben mittlerweile neue Mobilitätsdienste, teilweise gemein-
sam mit dem Taxigewerbe, begonnen einen Teil des eingestellten ÖPNV zu übernehmen. In an-
deren Regionen Europas nutzen Poolingdienste freie Kapazitäten in ihren Fahrzeugen, um Ein-
käufe und sonstige Güter zu den Menschen nach Hause zu bringen. Die On-Demand-Struktur 
sowie eine Routenplanung, die sich nicht an starre Linien halten muss, helfen in der Corona-
Krise den Bedürfnissen spezieller Anspruchsgruppen, wie Pflegepersonal und Supermarktmit-
arbeitenden nachzukommen. Vor allem nachts und zu den Tagesrandzeiten, wo derzeit aus-
schließlich Schichtarbeitende sicher von A nach B kommen müssen, können kleinere Fahrzeuge 
wie Taxis oder Vans der gesunkenen Nachfrage kostensparender und flexibler nachkommen, 
als große Busse und Bahnen. In Absprache mit dem öffentlichen Verkehrsunternehmen können 
so Synergieeffekte entstehen und das System des öffentlichen Verkehrs sichern. Damit die aus 
der Not heraus neu entstandenen und sinnvollen Kooperationen zwischen ÖPNV, Taxi und Poo-
lingdiensten ihre Dienste den systemrelevanten Berufsgruppen zur Verfügung stellen können, 
muss die öffentliche Hand die nötigen Mittel zunächst für die Zeit der Krise zur Verfügung stel-
len.  
 
Forderungen im Überblick 
 

I. Landes- und Bundesmittel garantieren – finanzielle Beteiligung des Bundes an den 
krisenbedingten Einnahmeausfällen im ÖPNV zur Aufrechterhaltung des Angebots 

II. Bundesweit einheitliche Mindeststandards für Fahrpläne und Fahrzeiten einführen 
III. Mittel für die Kooperation zwischen ÖPNV, Taxi und Poolingdiensten für den Trans-

port systemrelevanter Berufsgruppen sicherstellen 
IV. Liquidität touristischer Busunternehmen mit gemischter Lizenz für Schüler- und 

Tourismusbetrieb sichern 
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3. Der Weg aus dem Shutdown – Vorbereitung und Umsetzung 

 

Das Gesundheitswesen gibt vorerst den Takt vor. Der Shutdown kann nur stufenweise beendet 
werden und dementsprechend ist es wichtig zu definieren und zu koordinieren, welche An-
spruchsgruppen und dementsprechend Fahrgäste zu welcher Zeit welche Bedürfnisse haben 
werden. Eine gute Planung und eine geordnete Rückkehr aus dem Shutdown wird helfen einem 
möglichen Vertrauensverlust in der Gesellschaft gegenüber dem ÖPNV proaktiv entgegenzu-
wirken. Dieser könnte sich aufgrund mangelnder Abstandmöglichkeiten in einer Übergangs-
phase aus dem Shutdown in den Normalbetrieb zur Rushhour in Bus und Bahn entwickeln.  
 
Information und Vorlauf der Verkehrsunternehmen sicherstellen 
 
Neben den Unternehmen des Öffentlichen Nahverkehrs sind Taxis und neue Poolingdienste in 
die Sicherstellung eines angemessenen und stabilen Fahrangebots des öffentlichen Verkehrs 
einzubinden, um das öffentliche Verkehrssystem wieder zum Laufen zu bekommen. Die Ver-
kehrsunternehmen brauchen frühzeitige und transparente Informationen über das Ende des 
Shutdowns, denn der öffentliche Nahverkehr lässt sich nicht von heute auf morgen wieder an-
knipsen. Es braucht einen Vorlauf, um das Fahrpersonal zu reaktivieren.  
 
Desinfektionsmaßnahmen etablieren 
 
Busse und Bahnen müssen vollständig desinfiziert werden und Pläne für regelmäßige und eng-
maschige Desinfektionsmaßnahmen erstellt werden. Fahrerkabinen müssen so umgebaut wer-
den, dass das Fahrpersonal durch z.B. eine Plexiglasscheibe ebenfalls vor Ansteckungen ge-
schützt ist, auch wenn der Fahrkartenverkauf wieder beim Fahrer erfolgt. Sogleich müssen 
auch Schnelltests für das Fahr- und Kontrollpersonal etabliert werden.  
 
Kapazitäten erweitern – Stoßzeiten/ Rush Hour abschaffen 
 
Kapazitäten müssen nach Möglichkeit erweitert und flexibilisiert werden, um Mindestabstände 
zwischen Fahrgästen innerhalb von Bussen und Bahnen einhalten zu können. Insbesondere 
hierbei wird ein gutes Zusammenspiel zwischen ÖPNV, Taxibranche und neuen Poolingdiens-
ten notwendig sein.  
Der Ort für eine konzertierte Organisation und Planung des Shutdown-Endes bietet die bereits 
genannte Sondersitzung der VMK. Neben einer Sondersitzung der VMK ist aber auch eine Sit-
zung der VMK mit der Kultusministerkonferenz unerlässlich, denn es bedarf einer konkreten 
Ausgestaltung wie Schülerverkehre in Zukunft organisiert werden. Verkehrs- und Kultusminis-
terkonferenz müssen sich gemeinsam darüber Gedanken machen wie Schulanfangs- und End-
zeiten in einer Region gestaffelt werden können, sodass weniger Schüler pro Bus transportiert 
und Sicherheitsabstände in den Fahrzeugen eingehalten werden können. Mit Rücksicht auf die 
Arbeitszeiten der Eltern bietet es sich an, die Schulanfangszeiten für ältere Schüler, die selbst-
ständig das Haus verlassen können, nach hinten zu verlagern. Nach demselben Prinzip könnten 
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auch Pendlerverkehre entzerrt werden. Hierfür müssen Betriebe mit der öffentlichen Hand ko-
operieren.  
 
Schutzmasken im ÖPNV – bei regionalen Infektionsherden im Zusammenspiel mit ande-
ren Maßnahmen 
 
Darüber hinaus müssen einheitliche Standards für den Gebrauch von Schutzmasken definiert 
werden. Medizinische Schutzmasken mit hohem Sicherheitsstandard müssen zunächst aus-
schließlich und später vorrangig dem medizinischen Personal in den Krankenhäusern und Pra-
xen zur Verfügung stehen. Erst wenn hier ausreichend Schutzmasken zur Verfügung stehen, 
sollten Risikogruppen Anspruch auf spezielle Schutzmasken haben. Für alle weiteren Bevölke-
rungsgruppen sollte nach ausreichender Versorgung von Krankenhäusern und Risikogruppen 
der Mund-Nasen-Schutz geregelt werden. Im ÖPNV, im Taxi und in Poolingdiensten kann ins-
besondere bei Aus- und Einstieg in Bus, Bahn oder Poolingfahrzeug der Sicherheitsabstand von 
1,5 m nicht gewährleistet werden. Mund-Nasen-Schutz ist in Zusammenspiel mit weiteren 
Maßnahmen vorzubereiten, eine hohe Anzahl von Corona-Tests sowie weitere Erkenntnisquel-
len (wie Corona-App, Google-Abfragen und Abwasseruntersuchungen) müssen für die Früher-
kennung von Infektionsherden genutzt werden. Bei Infektionsherden in Städten oder Landkrei-
sen ist dann eine mindestens regionale und befristete Pflicht zum Tragen von Mund-Nasen-
Schutz geboten, bis die Infektion unter Kontrolle gebracht werden konnte. Eine allgemeine 
Pflicht zum Tragen von Mund-Nasen-Schutz wird sich weder als durchsetzbar noch stets und 
überall gut begründet erweisen. 
 
Forderungen im Überblick 
 

I. Stufenweise Wiederaufnahme des Öffentlichen Verkehrs nach Anspruchsgruppen  
II. Ausreichend Vorlauf für die Wiederaufnahme des Öffentlichen Nahverkehrs sicher-

stellen und die Koordination von Taxiunternehmen sowie neuen Poolingdiensten in 
die Planung einbeziehen, fördern und durch Aufgabenträgern wie auch Kommunen 
vor Ort steuern  

III. Hygienemaßnahmen im öffentlichen Verkehr planen und umsetzen 
IV. Sondersitzung der VMK einberufen und gemeinsam mit der Kultusministerkonfe-

renz Entzerrung der Schulanfangs- und Endzeiten durchsetzen 
V. Regionale Verpflichtung zum Mund-Nasen-Schutz im ÖPNV bei Aufflammen von In-

fektionen vorbereiten 
 
 

4. Aus der Krise lernen 

 

Viele Menschen haben in der Krise auf den Gebrauch des eigenen Fahrzeugs gesetzt. Dieser 
neue alte Habitus darf sich dennoch nicht wieder flächendeckend durchsetzen. Dies würde die 
Fortschritte, die in der Verkehrswende bereits erreicht wurden, wie z.B. ein erhöhter Anteil an 
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Radverkehr im städtischen Verkehr oder die breite Nutzung von Sharing-Fahrzeugen in Metro-
polen und die damit verbundene Überlegungen zur Abschaffung des eigenen Fahrzeugs kon-
terkarieren. Die Klimaziele, zu denen sich die Bundesregierung bekannt hat, haben weiter Be-
stand und insbesondere der Verkehrssektor muss hierzu einen wesentlichen Beitrag leisten. 
Realistischerweise sind auch nach dem Shutdown im ÖPNV Mindereinnahmen beim Ticketver-
kauf zu erwarten. Bei Mindereinnahmen von 20-30 Prozent werden es rund 2 Mrd. Euro pro 
Jahr1 sein. Deswegen brauchen wir ein kurzfristiges Anschub-Programm, um die Nutzungsin-
tensität des ÖPNV schnell zu normalisieren. Damit können langfristige Mindereinnahmen und 
noch höhere Verluste vermieden werden. Ein solches Programm muss den ÖPNV tariflich tem-
porär begrenzt attraktiver machen. Deswegen sollte für ein Jahr Bus- und Bahnfahrten inner-
halb des Stadtgebietes nur 1 Euro am Tag kosten. An der Finanzierung dieser Maßnahme muss 
sich maßgeblich der Bund beteiligen.  
Dennoch wird zumindest für ein Teil der Bevölkerung auch das Homeoffice noch über einen 
längeren Zeitraum eine Alternative bleiben, da davon auszugehen ist, dass es weitere Erkran-
kungswellen geben wird und lokal-temporäre Ausgangsbeschränkungen immer wieder vor-
kommen. Die Corona-Krise hat bereits gezeigt, dass Homeoffice kein Wohlfühlthema ist. Das 
gilt auch nach dem Ende des Shutdowns. Insbesondere Arbeitszeitregelungen, sichere Internet-
verbindungen und Datenschutzanforderungen sowie der zügige Ausbau des Glasfasernetztes 
im gesamten Bundesgebiet müssen daher prioritär vorangetrieben werden.  
Des Weiteren sollten vor allem die Chancen, die die Digitalisierung bietet, genutzt werden, um 
auch für die Zukunft wieder eine verstärkte Nutzung des ÖPNV zu erreichen. Die Entzerrung 
von Schul- und Arbeitsanfangszeiten kann durch den Gebrauch einer App leicht koordiniert 
werden. Daher sollte die Entwicklung des MobilPasses jetzt vorangetrieben werden. Der Mo-
bilPass ermöglicht über mehrere Anbieter des ÖPNV, Taxi und Sharingdienste hinweg Wege-
ketten zu suchen, buchen und zu bezahlen. Diese App könnte aber auch dazu dienen, anzuzei-
gen welcher Bus besonders voll ist und eine spätere Abfahrtszeit vorschlagen, um einen Bus 
oder eine Bahn zu nutzen in der der Sicherheitsabstand von 1,5 m eingehalten werden kann. 
Mitfahrplattformen sollten für Aufbau und Betrieb leichter durch die öffentliche Hand gefördert 
werden können, sodass ein möglichst großes Angebot entsteht. Aus diesem Grund sollte auch 
die 4-jährige Experimentierklausel aus dem Personenbeförderungsgesetz in begründeten 
Fällen ausgeweitet werden können um weitere 2 Jahre. Auch die neu entstandenen Kooperati-
onen zwischen ÖPNV, Taxi und Poolingdiensten in der Corona-Krise gilt es zu analysieren und 
Best Practice Beispiele auch in anderen Städten umzusetzen. 
Mittel- und langfristig kann aber nur die Erweiterung der Kapazitäten bei Bus und Bahn wirk-
sam dazu beitragen, dass zum einen genügend Platz im ÖPNV vorhanden ist und die Menschen 
nicht gedrängt stehen müssen und gleichzeitig die Klimaziele erreicht werden. Hierfür braucht 
es ein vom Bund mitfinanziertes umfassendes Beschaffungsprogramm für E-Busse und 
Bahnen. Es muss zudem mehr Fahrpersonal eingestellt werden. 

 

1 Laut VDV wurden vor der Corona-Krise rund 7-8 Mrd. Euro jährlich durch Fahrgeldeinnahmen im ÖPNV erwirtschaftet. 
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Forderungen im Überblick 
 

I. Konjunkturprogramm für den ÖPNV – ein Jahr lang Bus- und Bahnfahrten im Stadt-
gebiet für 1 Euro am Tag  

II. Homeoffice-Regelungen gesetzlich verankern 
III. Digitalisierung nutzen – Mobilitätsplattform aufbauen für die Koordination der Ent-

zerrung des ÖPNV und die Einbindung von privaten und professionellen Pooling-
diensten  

IV. Ausweitung der Experimentierklausel aus dem Personenbeförderungsgesetz in be-
gründeten Fällen um weitere 2 Jahre 

V. Kapazitätssteigerung im ÖPNV durch die Förderung von E-Bussen 
 


